
Die Aufrechterhaltung einer unheilbar zerrütteten 
Ehe kann im allgemeinen nicht im Interesse der Kinder 
liegen. Dies muß um so mehr gelten, als von einem 
Elternhaus, das ein ungefährdetes Aufwachsen der 
Kinder gewährleisten könnte, bei unheilbar zerrütteter 
Ehe und mindestens dreijähriger Trennung überhaupt 
nicht mehr gesprochen werden kann. Dabei ist hervor­
zuheben, daß die Schwächen der Erziehung in einer 
Familie, der durch die Scheidung der Vater oder die 
Mutter fehlt, in unserer Ordnung in weitem Maße 
durch die neue Form der gesellschaftlichen. Erziehung, 
die Organisationen der „Jungen Pioniere“ und die 
„Freie Deutsche Jugend“, die mit dem Elternhaus in 
enger Verbindung stehen und dieses unterstützen und 
ergänzen, ausgeglichen werden.

Die Anwendung dieser Grundsätze führt zu dem 
Ergebnis, daß im vorliegenden Fall ein wohlverstan­
denes Interesse des Kindes die Aufrechterhaltung der 
Ehe der Parteien nicht begründen kann. Wenn hier 
die Eltern schon seit sechs Jahren getrennt sind, ist 
dem Kind ein gemeinsames Elternhaus bereits voll­
kommen verloren gegangen. Durch die Scheidung 
dieser Ehe, die nur noch der Form nach besteht, wird 
dem Kinde der Parteien ein Schaden nicht mehr er­
wachsen; es wird vielmehr nun endlich zur Ruhe kom­
men und durch die ungeklärten Beziehungen zwischen 
den Eltern nicht weiter beunruhigt werden.

Auch seine wirtschaftliche Lage wird sich durch die 
Scheidung nicht verschlechtern. Die Verklagte selbst 
hat erklärt, daß der Kläger stets um das Kind besorgt 
war, sich um das Kind gekümmert hat und seiner Unter­
haltungspflicht, wie bereits dargelegt, stets nachge­
kommen ist.

Deshalb entfallen hier auch Erwägungen der Art, 
daß das Interesse eines Kindes die Aufrechterhaltung 
der Ehe der Eltern deshalb erfordern könnte, weil der 
klagende Ehegatte nicht die Gewähr dafür bietet, daß 
er im Falle der Scheidung seine Verpflichtungen gegen­
über seinem Kinde erfüllt. Das würde z. B. dann 
der Fall sein, wenn er sich zur Ehe und seinen Kindern 
leichtfertig verhalten hat und er während des Getrennt­
lebens vor der Scheidung seine elterlichen Pflichten, zu 
denen auch seine Unterhaltspflicht gehört, verletzt hätte.

Da hiernach weder der Widerspruch der Verklagten 
beachtlich ist, noch das wohlverstandene Interesse des 
Kindes die Aufrechterhaltung der Ehe fordert, hätte die 
Ehe geschieden werden müssen. Das Urteil des Land­
gerichts und der Beschluß des Oberlandesgerichts be­
ruhen daher auf einer Verletzung des § 48 Abs. 2 und 
Abs. 3 des Ehegesetzes und waren daher aufzuheben.

§ 48 Abs. 3 EheG.
Die Aufrechterhaltung einer unheilbar zerrütteten 

Ehe kann im allgemeinen nicht im Interesse der min­
derjährigen Kinder liegen.

Umstände, die ein wohlverstandenes Interesse der 
Kinder an der Aufrechterhaltung einer zerrütteten Ehe 
begründen können, sind in jedem einzelnen Falle kon­
kret festzustellen und gegeneinander abzuwägen. Dabei 
darf weder den wirtschaftlichen noch den persönlichen 
Gründen grundsätzlich der Vorzug gegeben werden.

OG, Urt. vom 27. April 1951 — 1 a Zz 12/51.
G r ü n d e :

Die Parteien haben am 31. März 1934 vor dem Stan­
desamt in Weimar die Ehe geschlossen. Der Kläger ist 
46, die Verklagte 39 Jahre alt. Aus der Ehe sind 3 Kin­
der hervorgegangen, die in den Jahren 1937, 1939 und 
1940 geboren sind. Außerdem hat der Kläger noch zwei 
nichteheliche Kinder, die von verschiedenen Müttern 
in den Jahren 1940 und 1946 geboren wurden. Der letzte 
eheliche Verkehr hat im Juni oder Juli 1945 stattgefun­
den. Etwa seit dieser Zeit leben die Parteien vonein­
ander getrennt. Seit 1946 lebt der Kläger mit der 
Mutter des 1946 geborenen Kindes zusammen. Der 
Kläger ist von Beruf Dentist.

Bereits im Jahre 1946 hatte der Kläger bei dem Land­
gericht in W. eine Klage auf Scheidung der Ehe aus 
§ 43 Ehegesetz wegen Verschuldens der Verklagten er­
hoben, die auf Antrag der Verklagten durch Urteil vom
22. April 1947 abgewiesen wurde mit der Begründung, 
daß die Ehe der Parteien zwar unheilbar zerrüttet sei, 
daß aber die Zerrüttung der Ehe allein durch das Ver­
schulden des Klägers herbeigeführt worden sei, die

Verklagte dagegen ein Verschulden an der Zerrüttung 
nicht treffe.

Der Kläger hat sodann im Jahre 1948 erneut Schei­
dungsklage erhoben und diese Klage auf § 48 Ehegesetz 
gestützt. Die Verklagte hat Klageabweisung beantragt, 
der Scheidung widersprochen und den Widerspruch auf 
das Vorhandensein der minderjährigen Kinder ge­
stützt. Das Landgericht in W. hat durch Urteil vom
9. August 1949 die Ehe der Parteien geschieden, in dem 
Widerspruch der Verklagten einen hüfsweise gestell­
ten Schuldantrag erblickt und den Kläger für schuldig 
erklärt, sowie ihm die gesamten Kosten des Rechts­
streits auferlegt.

Gegen dieses Urteil hat die Verklagte Berufung ein­
gelegt mit dem Anträge, das Urteil aufzuheben und die 
Sache an das zuständige Amtsgericht in W. zurückzu­
verweisen'. Für den Fall, daß das Oberlandesgericht 
selbst entscheiden und auf Scheidung erkennen sollte, 
hat sie hilfsweise beantragt, den Kläger für schuldig 
zu erklären und ihm die Kosten des Rechtsstreits auf­
zuerlegen.

Das Oberlandesgericht in E. hat durch Urteil vom
7. Februar 1950 das erstinstanzliche Urteil aufgehoben 
und die Klage abgewiesen.

Gegen dieses Urteil richtet sich der Kassationsantrag 
des Generalstaatsanwalts der Deutschen Demokra­
tischen Republik.

Der Antrag ist begründet.
Übereinstimmend und ohne Rechtsirrtum haben das 

Landgericht und das Oberlandesgericht festgestellt, daß 
die Parteien seit Mitte 1945 getrennt leben und ihre 
Ehe tiefgreifend und unheilbar zerrüttet ist, so daß die 
Wiederherstellung einer dem Wesen der Ehe ent­
sprechenden Lebensgemeinschaft nicht erwartet wer­
den kann. Diese Feststellung ist auch von dem Kassa­
tionsantrag unangefochten geblieben. Damit sind die 
Voraussetzungen des § 48 Abs. 1 Ehegesetz erfüllt. Eine 
derartig zerrüttete Ehe aber ist, wie der Senat bereits 
in seinem Urteil vom 1. Dezember 1950 — 1 Zz 52/50 — 
(NJ 1951 S. 223) ausführlich dargelegt hat, grundsätz­
lich zu scheiden. Die verklagte Ehefrau hat jedoch ge­
mäß § 48 Abs. 2 Ehegesetz der Scheidung wider­
sprochen. Der Widerspruch ist zulässig; denn das Land­
gericht hat fsetgestellt, daß der Kläger an der Zerrüt­
tung der Ehe allein schuldig ist, während das Ober­
landesgericht ihn für mindestens überwiegend schuldig 
ansieht, ohne irgendwelche Umstände für die Mitschuld 
der Frau anzuführen oder gar zu würdigen. Der Akten­
inhalt ergibt auch nichts für eine Mitschuld der Ver­
klagten gegenüber dem festgestellten ständigen ehe­
brecherischen Verhalten des Klägers, das die Geburt 
von zwei unehelichen Kindern von zwei Frauen zur 
Folge hatte. Der Widerspruch der Verklagten ist aber 
unbeachtlich. Es sind von ihr keine besonderen Gründe, 
die ihren Widerspruch als beachtlich erscheinen lassen 
könnten, vorgetragen. Die persönliche Lage der Ver­
klagten vermag aber ohne das Vorliegen besonderer 
Umstände nicht die Aufrechterhaltung der Ehe zu recht- 
fertigen (vgl. OG in NJ 1951 S. 223). Zwar hat die Ver­
klagte in der . Ehe drei Kinder geboren; sie ist jedoch 
noch jung und daher trotz der drei Kinder, von denen 
das älteste in Kürze die Schule verläßt, durchaus in der 
Lage, durch eigene Arbeit ihren Lebensunterhalt zu 
verdienen. Alle Kinder sind bereits dem Alter ent­
wachsen, in dem sie die Kraft der Mutter voll in An­
spruch nehmen, so daß sie einer Erwerbstätigkeit der 
Verklagten nicht im Wege stehen. Im übrigen aber 
bleibt ihr ja wegen des festgestellten mindestens über­
wiegenden Verschuldens des Mannes der Unterhalts­
anspruch gegen ihn erhalten. Bei der Hemmungslosig­
keit und der Hartnäckigkeit, mit der der Kläger fast 
in der gesamten Zeit der Ehe sein ehebrecherisches 
Verhalten durchgeführt und beibehalten hat, und der 
tiefen Zerrüttung der Ehe kann die Aufrechterhaltung 
der Ehe unter Abwägung aller Umstände nach den in 
dem obenerwähnten Urteil angeführten Grundsätzen 
weder im Interesse der Parteien, zwischen denen irgend­
welche menschlichen Bindungen überhaupt nicht mehr 
feststellbar sind, noch im gesellschaftlichen Interesse als 
sittlich gerechtfertigt erscheinen.

Im vorliegenden Falle ist aber von Amts wegen zu 
prüfen, ob nicht das Vorhandensein der drei minder­
jährigen, in den Jahren 1937, 1939 und 1940 geborenen 
Kinder, insbesondere das wohlverstandene Interesse 
dieser Kinder, die Aufrechterhaltung der Ehe erfor-
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